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Unkenntnis auf beiden Seiten als Grund für deutsch-polnische Verstimmungen
Polnischer Ex-Botschafter Byrt für bi-nationales Zentrum gegen Vertreibung
Für ein deutsch-polnisches Zentrum gegen Vertreibung hat sich der ehemalige Botschafter Polens in Deutschland Andrzej Byrt auf dem Kirchentag eingesetzt. „Die deutsch-polnischen Beziehungen sind noch reparabel“, sagte er auf dem „Podium Polen“. Als Grund für die derzeit angespannte Atmosphäre zwischen Deutschland und Polen nannte Byrt mangelnde Deutschland-Kenntnisse des polnischen Präsidenten Lech Kaczynski. Byrt war von 1995 bis 2001 und von 2003 bis 2006 Polens Botschafter in Deutschland. 
Minderwertigkeitskomplexe seien die Hauptgründe für das konflikt-fördernde Verhalten der polnischen Regierung, sagte Krzysztof Wojciechowski. Er leitet das Collegium Polonicum an der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt an der Oder. Die Forderungen der Präsidentin des Bundes der Vertriebenen Erika Steinbach und der Preußischen Treuhand hätten „bei den Polen große Ängste geweckt“, erklärte er weiter. Zugleich lobte Wojciechowski Bundeskanzlerin Angela Merkel für ihre „geduldige Außenpolitik“ gegenüber Polen.
Die Preußische Treuhand kämpft für die Restitution von Grundstücken in Polen an vertriebene Deutsche. Steinbach möchte mit einem „Zentrum gegen Vertreibung“ an das Schicksal der vertriebenen Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg erinnern.
Die Deutschen wüssten zu wenig über Polens Geschichte, sagte Beate Kosmala von der Gedenkstätte Deutscher Widerstand. Im August 1944 seien während des Warschauer Aufstands gegen die deutsche Besatzung mehr als 200.000 Menschen gestorben. Das sei den meisten Deutschen unbekannt. „Deswegen entsteht in Polen das Gefühl, man habe den Kampf um Erinnerung und Mitgefühl verloren.“ In Deutschland habe es eine intensive Auseinandersetzung über den Holocaust gegeben. „Dass Polen 1939 Opfer des deutschen Überfalls wurde, ist vergessen worden“, kritisierte Kosmala.
Für ein Denkmal zugunsten ermordeter Polen sprach sich die Bundestagsabgeordnete Angelica Schwall-Düren (SPD) aus. Sie forderte von der Bundesregierung eine eindeutige Verurteilung der Preußischen Treuhand wegen ihrer Klage vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Darüber hinaus verlangte sie eine bessere Einbindung von Polen in die europäische Energiepolitik.
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